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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers
An die Volkswagen Group Future Center Europe GmbH
Prüfungsurteile
Wir haben den Jahresabschluss der Volkswagen Group Future Center Europe GmbH,
Potsdam, - bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2025 und der Gewinn- und
Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025 so-
wie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsme-
thoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Volkswagen Group
Future Center Europe GmbH für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezem-
ber 2025 geprüft.
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse
• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den

deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften
und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Ver-
mögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum 31. Dezember 2025 sowie ihrer
Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2025
und

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der
Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht
in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zu-
treffend dar.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-
dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts
geführt hat.
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Grundlage für die Prüfungsurteile
Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-
stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im
Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlus-
ses und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben.
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen
deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir
sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und
zum Lagebericht zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für den Jahresabschluss und den Lage-
bericht
Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-
ses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vor-
schriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresab-
schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und
Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verant-
wortlich für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen
Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt haben, um die
Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen fal-
schen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d. h. Manipulationen der
Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-
antwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-
hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben.
Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-
gungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern
dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
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Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lage-
berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt
sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den
deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-
künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-
antwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig
erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den
anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen und um ausrei-
chende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses unddes Lageberichts
Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-
schluss als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen
Handlungen oder Irrtümern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild
von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem
Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risi-
ken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-
merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-
richt beinhaltet.
Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür,
dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-
schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-
deckt. Falsche Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultie-
ren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden
könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-
ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-
einflussen.
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-
sche Grundhaltung. Darüber hinaus
• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen

im Jahresabschluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken
durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um
als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass eine aus
dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche Darstellung nicht aufge-
deckt wird, ist höher als das Risiko, dass eine aus Irrtümern resultierende we-
sentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollu-
sives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irre-
führende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhal-
ten können;

• erlangen wir ein Verständnis von den für die Prüfung des Jahresabschlusses re-
levanten internen Kontrollen und den für die Prüfung des Lageberichts relevan-
ten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die un-
ter den Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsur-
teil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der Gesellschaft bzw. dieser Vorkeh-
rungen und Maßnahmen abzugeben;

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern ange-
wandten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den ge-
setzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhän-
genden Angaben;

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-
chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungs-
nachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen
oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Ge-
sellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind
wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren.
Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum un-
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seres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereig-
nisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre
Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann;

• beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-
achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-
tragslage der Gesellschaft vermittelt;

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-
setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Unter-
nehmens;

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausrei-
chender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die
den zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde ge-
legten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung
der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges
Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidba-
res Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten An-
gaben abweichen.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den ge-
planten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststel-
lungen, einschließlich etwaiger bedeutsamer Mängel in internen Kontrollen, die wir
während unserer Prüfung feststellen.
Berlin, 9. April 2026
EY GmbH & Co. KGWirtschaftsprüfungsgesellschaft

Schümann OttenhusWirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüfer



AKTIVA PASSIVA
Stand Stand Stand Stand

Anhang 31.12.2025 31.12.2024 Anhang 31.12.2025 31.12.2024
€ € € €

A. ANLAGEVERMÖGEN (1) A. EIGENKAPITAL
Sachanlagen
1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und I. Gezeichnetes Kapital (5) 100.000,00 100.000,00

Bauten, Bauten auf fremden Grundstücken 0,00 42.369,17 II. Kapitalrücklage (6) 2.421.185,66 2.421.185,66
2. Andere Anlagen, Betriebs- und 2.521.185,66 2.521.185,66

Geschäftsausstattung 0,00 201.485,76
0,00 243.854,93 B. RÜCKSTELLUNGEN (7)

1. Rückstellungen für Pensionen
 und ähnliche Verpflichtungen 464.068,31 961.433,76

B. UMLAUFVERMÖGEN 2. Sonstige Rückstellungen 2.432.314,63 16.101.967,90
I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände (2) 2.896.382,94 17.063.401,66

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen (3) 4.962,30 201.276,00
2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen (3) 1.553.164,15 2.248.670,63 C.  VERBINDLICHKEITEN (8)
3. Forderungen gegen Gesellschafter (3) 6.668.299,38 27.354.856,21 1. Verbindlichkeiten aus
4. Sonstige Vermögensgegenstände (4) 21.416,70 18.122,47 Lieferungen und Leistungen 42.525,28 204.029,85

8.247.842,53 29.822.925,31 2. Verbindlichkeiten gegenüber
verbundenen Unternehmen (9) 2.530.856,88 8.530.612,55

II. Kassenbestand 0,00 2.037,51 3. Sonstige Verbindlichkeiten (10) 263.538,55 1.809.845,81
8.247.842,53 29.824.962,82 (davon aus Steuern € 271.716,92;

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 6.646,78 60.257,78 Vorjahr € 1.751.806,99)
(davon im Rahmen der sozialen Sicherheit
€ 7.255,08; Vorjahr € 44.110,29)

2.836.920,71 10.544.488,21

8.254.489,31 30.129.075,53 8.254.489,31 30.129.075,53

zum 31. Dezember 2025
                  Bilanz der Volkswagen Group Future Center Europe GmbH, Potsdam



Anhang 2025 2024€ €
(11) 1.656.139,44 -7.085.361,21

8.414.592,23 1.156.465,57
(12) 34.549,78 263.671,89

(davon aus der Währungsumrechnung € 305,94;
Vorjahr € 283,23)

295.059,95 4.541,66
169.610,39 78.929,48

 Vorjahr € -37.226,59)
(davon an verbundene Unternehmen € 127.347,39;
Vorjahr € 116.156,07)

(13) -1.947.394,30 -2.510.845,07(von der Organträgerin erstattet (-)
€ -1.947.394,30; Vorjahr € -2.510.485,07)

-4.720.158,71 -6.069.041,42
(14) 4.720.158,71 6.069.041,42

0,00 0,00

Volkswagen Group Future Center Europe GmbH, Potsdam

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen
2. Allgemeine Verwaltungskosten

Gewinn- und Verlustrechnung für die Zeitvom 1. Januar bis 31. Dezember 2025

1. Rohergebnis

9. Jahresergebnis

4. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge

6. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag

7. Ergebnis nach Steuern

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen(davon aus der Aufzinsung € 42.263;00

8. Erträge aus Verlustübernahme
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Volkswagen Group Future Center Europe GmbHPotsdam
Anhang für das Geschäftsjahr 2025
Allgemeine Angaben Die Volkswagen Group Future Center Europe GmbH ist zumBilanzstichtag 31. Dezember 2025 eine mittelgroße Kapital-gesellschaft im Sinne des § 267 HGB.

Die Gesellschaft ist beim Registergericht Potsdam unter derHandelsregisternummer HRP 18547 P eingetragen.
Der Jahresabschluss wird nach den Rechnungslegungsvorschriften fürmittelgroße Kapitalgesellschaften des Handelsgesetzbuches (HGB)unter Berücksichtigung des Gesetzes betreffend die Gesellschaftenmit beschränkter Haftung aufgestellt.
Die Gesellschaft nimmt die größenabhängigen Erleichterungen des§§ 276 und 288 Abs. 2 HGB in Anspruch.
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.
Im Geschäftsjahr 2025 bestand mit der alleinigen GesellschafterinVolkswagen Group Beteiligungen GmbH, Wolfsburg,  einBeherrschungs- und Gewinnabführungsvertrag. Im Rahmen derumsatz-, gewerbe- und körperschaftsteuerlichen Organschaft erteiltdie Obergesellschaft entsprechende Belastungen oder Gutschriften andie Volkswagen Group Future Center Europe GmbH.
Im Interesse einer besseren Klarheit und Übersichtlichkeit werden dienach den gesetzlichen Vorschriften bei den Posten der Bilanz undGewinn- und Verlustrechnung anzubringenden Vermerke ebenso wiedie Vermerke, die wahlweise in der Bilanz bzw. Gewinn- undVerlustrechnung anzubringen sind, weitestgehend im Anhangaufgeführt.
Die Tätigkeit der Gesellschaft bestand in 2025 ausschließlich ausAbwicklungsaufgaben und der Vorbereitung der Verschmelzung mitder VOLKSWAGEN AG (kurz: VW AG).

Angaben zu den Bilanzierungs-,Bewertungs- und Ausweis-methoden
Allgemeine Angaben Die Gewinn- und Verlustrechnung ist nach dem Umsatz-kostenverfahren gem. § 275 Abs. 3 HGB aufgestellt.

Bilanzierung und
und Bewertung Für die Aufstellung des Jahresabschlusses waren im Vergleichzum Vorjahr unverändert die nachfolgenden Bilanzierungs- undBewertungsmethoden maßgebend:
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Die Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sindvollwertig und werden mit dem Nennwert angesetzt.
Der Kassenbestand ist zum Nennwert am Bilanzstichtag angesetzt.
Als aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind Auszahlungen vordem Abschlussstichtag angesetzt, soweit diese Aufwand für einenbestimmten Zeitraum nach dem Abschlussstichtag darstellen.
Das gezeichnete Kapital wird zum Nennwert bilanziert.
Die Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftigerkaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetragesangesetzt.
Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungenwerden nach versicherungsmathematischen Grundsätzen bewertet,wobei das Anwartschaftsbarwertverfahren unter Berücksichtigungder Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. Heubeck für leistungsorientierteZusagen (Projected Unit Credit Method) verwendet wird. Dabeiwerden die zukünftigen Verpflichtungen auf der Grundlage der zumBilanzstichtag anteilig erworbenen Leistungsansprüche bewertet.Neben den am Bilanzstichtag bekannten Renten und erworbenenAnwartschaften werden auch künftig zu erwartende Steigerungen vonGehältern und Renten sowie weitere relevante Größen berücksichtigt.Der von der Deutschen Bundesbank veröffentlichte Abzinsungssatz(10 Jahresdurchschnittssatz) zum 31. Dezember 2025 wird ver-wendet. Dieser Wert wird gemäß § 253 Abs. 2 HGB als Rech-nungszinssatz in Höhe von 1,82 % bei einer Restlaufzeit von 10Jahren der Bewertung der Pensionsrückstellungen zugrunde gelegt.
Bei der Ermittlung der Rückstellungen für Pensionen und ähnlicheVerpflichtungen wurden jährliche Gehaltssteigerungen von 3,47 %und Rentensteigerungen von jährlich 1,00 % zugrunde gelegt. Es wirdeine Fluktuation in Höhe von 1,10 % p. a. unterstellt. Als Zeitpunktdes Eintritts des Versorgungsfalles wird der Zeitpunkt derfrühestmöglichen Inanspruchnahme der vorzeitigen Altersrente ausder gesetzlichen Rentenversicherung gemäß RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 20. April 2007 angenommen.
Die Verpflichtungen aus Pensionen und ähnliche Verpflichtungenwerden mit den Vermögensgegenständen, die ausschließlich derErfüllung der Altersversorgungs- und ähnlichen Verpflichtungendienen und dem Zugriff fremder Dritter entzogen sind (sog.Deckungsvermögen), verrechnet. Die Bewertung deszweckgebundenen, verpfändeten und insolvenzgesichertenDeckungsvermögens erfolgt zum beizulegenden Zeitwert.
Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt.
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Fremdwährungsumrechnung
Geschäftsvorfälle in fremder Währung werden grundsätzlich mit demhistorischen Kurs zum Zeitpunkt der Erstverbuchung erfasst. Die inder Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen davon-Vermerkezur Währungsumrechung enthalten sowohl realisierte als auch nichtrealisierte Währungskursdifferenzen.
Kurzfristige Fremdwährungsforderungen und Fremdwährungs-verbindlichkeiten (Restlaufzeit von einem Jahr oder weniger)werden zum Devisenkassamittelkurs am Bilanzstichtag umgerechnet.

Erläuterungenzu Bilanzposten (1) Anlagevermögen
Die Entwicklung des Anlagevermögens im Geschäftsjahr ist in derAnlage  zum Anhang gesondert dargestellt.
(2) Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
Sämtliche Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sindwie im Vorjahr innerhalb eines Jahres fällig.
(3) Forderungen gegen verbundene Unternehmen
Forderungen aus Lieferungen und Leistungen resultieren in Höhe von€ 44.317,65 (Vorjahr € 2.121.162,47). Die Forderungen gegen dieVW AG aus Cash Pooling beträgt € 1.508.846,50 (Vorjahr € 0,00).Forderungen gegen die VW AG aus Umsatzsteuer bestehen nicht(Vorjahr € 127.508,16).
Gegen die Gesellschafterin bestehen zum 31. Dezember 2025Forderungen in Höhe von € 6.668.299,38 (Vorjahr € 27.354.856,21)im Wesentlichen aufgrund des bestehenden Beherrschungs- undGewinnabführungsvertrags.
(4) Sonstige Vermögensgegenstände
Sonstige Vermögensgegenstände bestehen zum großen Teil auspersonalbezogenen Sachverhalten in Höhe von € 21.416,70(Vorjahr € 18.122,47).
(5) Gezeichnetes Kapital
Das im Handelsregister eingetragene und voll eingezahlte gezeichneteKapital beträgt € 100.000,00; es wird von der Volkswagen GroupBeteiligungen GmbH, Wolfsburg, gehalten. Mit der VolkswagenGroup Beteiligungen GmbH besteht ein Gewinnabführungsvertrag.
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(6) Kapitalrücklage
Die Volkswagen Group Services GmbH hat am 15. Dezember 2004eine Sacheinlage (betriebsnotwendige Investitionsgüter) in Höhe von€ 2.421.185,66 geleistet, die in die Kapitalrücklage eingestellt wurde.
(7) Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungenwerden zum Bilanzstichtag in Höhe von € 464.068,31 (Vorjahr€ 961.433,76) ausgewiesen. Dies ergibt sich aus der Verrechnunggemäß § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB der bestehenden Pensionsverpflich-tung zum Erfüllungsbetrag zum 31. Dezember 2025 in Höhe von€ 2.366.349,00 (Vorjahr € 2.572.876,84) mit dem zum Zeitwert be-wertetem Planvermögen zum Bilanzstichtag in Höhe von€ 1.902.280,69 (Vorjahr €  1.611.443,08).
Im Einzelnen ist folgendes anzumerken:
Als Deckungsvermögen wurden folgende zweckexklusive, ver-pfändete und insolvenzgeschützte Vereinbarungen klassifiziert:Verwaltungs- und Sicherungstreuhandvertrag mit dem VolkswagenPension Trust e. V.
Deckungsvermögen (Pensionfonds):

Pensionsrückstellungen werden in der Bilanz wie folgt erfasst:
Die Erträge aus dem Deckungsvermögen € 278.416,54 (Vorjahr€ 97.722,58) wurden mit den Zinszuführungen € 42.263,00 (Vorjahr€ 38.992,00) gemäß § 246 Abs. 2 Satz 2 HGB saldiert. Zudemergaben sich Ergebnisauswirkungen aus der Änderung desDiskontierungssatzes in Höhe von € 97.210,00 (Vorjahr € 48.205,00),die im Zinsertrag erfasst sind.
Der beizulegende Zeitwert der verrechneten Vermögensgegenständewurde anhand von Marktpreisen auf einem aktiven Markt bestimmt.
Der Unterschiedsbetrag nach § 253 Abs. 6 HGB beträgt: € 92.203,00.

31.12.2025 31.12.2024
€ €Anschaffungskosten 1.748.026,00 1.598.527,63

Zeitwert desDeckungsvermögens 1.902.280,69 1.611.443,0831.12.2025 31.12.2024
Erfüllungsbetrag derVerpflichtung 2.366.349,00 2.572.876,84
Saldierung mit Zeitwert des
Deckungsvermögens 1.902.280,69 1.611.443,08
Pensionsrückstellung 464.068,31 961.433,76
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2. Bei den sonstigen Rückstellungen handelt es sich im Wesentlichenum Rückstellungen für ausstehende Rechnungen von € 381.883,89(Vorjahr € 2.511.195,29) sowie Rückstellungen fürSozialplanmaßnahmen, Jubiläumsrückstellungen und  sonstigePersonalaufwendungen von € 2.034.802,13 (Vorjahr€ 13.071.106,00).
(8) Verbindlichkeiten
Sämtliche Verbindlichkeiten sind wie im Vorjahr innerhalb einesJahres fällig und sind nicht besichert.
(9) Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen
Von den Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmenbetreffen €   2.530.856,88 (Vorjahr € 8.530.612,55) Verbindlichkeitenaus Lieferungen und Leistungen.
(10) Sonstige Verbindlichkeiten
Sie entfallen mit € 271.716,92 (Vorjahr € 1.751.806,99) aufLohnsteuer.

Erläuterungen zur Gewinn-
und Verlustrechnung (11) Sonstige betriebliche Erträge

Die sonstigen betrieblichen Erträge betreffen mit € 1.038.581,70(Vorjahr €  289.032,43) die Auflösung von Rückstellungen(periodenfremde Erträge). Zudem sind in den sonstigen ErträgenErträge aus realisierten Kursgewinnen aus derKontokorrentabwicklung in Höhe von € 1,47 (Vorjahr € 173,61)enthalten.
(12) Sonstige betriebliche Aufwendungen
Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten keine Verlusteaus Anlagenverschrottungen (Vorjahr € 263.338,65)  und € 305,94(Vorjahr € 283,23) realisierte Kursverluste aus derKontokorrentabwicklung. Aperiodische Aufwendungen sind in demJahr nicht angefallen.
(13) Steuern vom Einkommen und vom Ertrag
Die Gesellschafterin erstattet der Volkswagen Group Future CenterEurope GmbH im Rahmen der bestehenden steuerlichen Organschaftin 2025 € 1.947.394,30 (Vorjahr € 2.510.845,07).
(14) Gewinnverwendung
Aufgrund des bestehenden Gewinnabführungsvertrages wird dasnegative Jahresergebnis von € 4.720.158,71 (Vorjahr Verlust€ 6.069.041,42) durch die Gesellschafterin ausgeglichen.
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Sonstige Angaben Der in den Funktionsbereichen verrechnete Materialaufwand T€ 548(Vorjahr T€ 1.582) betrifft in Höhe von € 531.697,02 (Vorjahr€  1.469.410,73) bezogene Leistungen und in Höhe von €  16.313,10(Vorjahr € 112.627,07) bezogene Waren.
Der in den Funktionsbereichen verrechnete PersonalaufwandT€ 4.154 (Vorjahr T€ 11.793) betrifft:
- in Höhe von T€ 3.886 (Vorjahr T€ 9.864) Gehälter und
- in Höhe von T€ 268 (Vorjahr T€ 1.929) soziale Abgaben undAufwendungen für Altersversorgung und für Unterstützung,davon für Altersversorgung T€ -158, (Vj.  T€ 338)
Das für das Geschäftsjahr berechnete Honorar des Abschlussprüfersbraucht nicht angegeben zu werden, da es in die Angaben im untengenannten Konzernabschluss einbezogen wird.
Arbeitnehmer
Der durchschnittliche Personalbestand im Jahr 2025  beträgt25 Mitarbeiter (Vorjahr 94).
Hierin enthalten sind 1 (Vorjahr 2) Mitarbeitende, die in Konzernleihebeschäftigt sind.
Geschäftsführer
Nanna Nietiedt kfm. GeschäftsführerinBerlinOlav Petersen kfm. GeschäftsführerHamburg (ab 16.05.2025)Ulrike Müller Geschäftsführerin UX DesignStuttgart (bis 15.05.2025)
Die Geschäftsführerin Frau Ulrike Müller ist Angestellte der VW AGund der Geschäftsführer Olav Petersen ist Angestellter derVolkswagen Group Services GmbH. Beide erhalten keine Bezüge vonder Gesellschaft. Auf die Angabe der Bezüge für Frau Nietiedt wirdgemäß § 286 Abs. 4 HGB verzichtet.





Volkswagen Group Future Center Europe GmbH, Potsdam

Entwicklung des Anlagevermögens 2025

01.01.2025 Abgänge 31.12.2025 01.01.2025 Zugänge Abgänge 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024
€ € € € € € € € €

Sachanlagen

60.242,21 0,00 60.242,21 17.873,04 42.369,17 0,00 60.242,21 0,00 42.369,17

1.363.394,91 771.592,52 591.802,39 1.363.394,91 0,00 771.592,52 591.802,39 0,00 0,00

5.818.386,85 1.222.954,13 4.595.432,72 5.616.901,09 119.651,74 1.141.120,11 4.595.432,72 0,00 201.485,76

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten Abschreibungen Restbuchwerte

16.112,00

5.247.477,32

0,000,00 0,00 16.112,00 0,00

Immaterielle Vermö-
gensgegenstände
Entgeltlich erworbene
Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und ähnliche
Rechte und Werte 16.112,00 0,00

Grundstücke und Bauten
einschließlich der Bauten
auf fremden Grundstücken
Technische Anlagen und
Maschinen
Andere Anlagen, Betriebs-
und Geschäftsausstattung

16.112,00

7.242.023,97 1.994.546,65

Gesamt 7.258.135,97 1.994.546,65 5.263.589,32

243.854,936.998.169,04 162.020,91 1.912.712,63 5.247.477,32 0,00

243.854,937.014.281,04 162.020,91 1.912.712,63 5.263.589,32 0,00
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VOLKSWAGEN GROUP FUTURE CENTER EUROPE GMBH
                                                                                                                     [Schiffbauergasse 17]          [14467 Potsdam]

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2025
A. Grundlagen des Unternehmens

Der Vorstand der VOLKSWAGEN AKTIENGESELLSCHAFT, Wolfsburg (kurz VW AG) hat imJuni 2024 entschieden, das operative Geschäft der Volkswagen Group Future Center EuropeGmbH einzustellen. Die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen wurden im Dezember 2024betriebsbedingt gekündigt und sind zum größten Teil nach Ablauf ihrer Kündigungsfrist bzw.nach Beendigung von Abwicklungsaufgaben aus der Gesellschaft ausgeschieden.
Die Geschäftstätigkeit im Geschäftsjahr 2025 bezog sich ausschließlich aufAbwicklungsaufgaben sowie der Vorbereitung der Verschmelzung mit der Volkswagen AG.Die Gesellschafterin der Volkswagen Group Future Center Europe GmbH ist die VolkswagenGroup Beteilungen GmbH mit Sitz in Wolfsburg, die wiederum eine 100 %igeTochtergesellschaft der VW AG ist.
Das Unternehmen arbeitete im Geschäftsjahr 2025 vom Standort Potsdam aus.

B. Verlauf der Abwicklung im Geschäftsjahr
Im Berichtszeitraum wurden die zur ordnungsgemäßen Durchführung der Abwicklungerforderlichen Maßnahmen planmäßig vorangetrieben.
Personalmaßnahmen
Die Austritte der Mitarbeitenden wurden entsprechend den vertraglichen und gesetzlichenKündigungsfristen umgesetzt. Die gemäß Sozialplan bzw. der Betriebsvereinbarung zumKlageverzicht vorgesehenen Leistungen wurden fristgerecht an die betroffenenMitarbeitenden ausgezahlt.
Verwertung von Vermögensgegenständen und Rückbau
Ein weiterer Schwerpunkt lag auf der Verwertung der verbliebenen Vermögensgegenstände.Verkäufe wurden marktgerecht durchgeführt und die erzielten Erlöse lagen oberhalb dergeschätzten Erwartungen.
Parallel dazu wurde der Rückbau der genutzten Gebäude- und Flächenbereiche gemäß denvertraglichen Verpflichtungen gegenüber dem Vermieter umgesetzt.
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Vertragsabwicklung
Lieferantenverträge wurden gekündigt oder planmäßig abgewickelt. Offene Verpflichtungenaus bestehenden Vertragsverhältnissen wurden ordnungsgemäß erfüllt. Dadurch konntenweitere Verbindlichkeiten reduziert und wesentliche Schritte zur Bereinigung der operativenStrukturen abgeschlossen werden.

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage
Die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft kann nur vor dem Hintergrundihrer Einbindung – insbesondere in Folge der ausschließlichen Tätigkeiten für die VW AG undder mit ihr verbundenen Unternehmen sowie durch die Einbindung in deren Cashpooling – inden VW-Konzern beurteilt werden.
Das negative Jahresergebnis vor Steuern beläuft sich auf 6,7 Mio. € und wird imWesentlichen durch die im Rahmen der Abwicklung angefallenen Aufwendungen bestimmt.Durch die Veräußerung von Anlagevermögen – insbesondere von Maschinen sowie Betriebs-und Geschäftsausstattung – wurden Gewinne aus Anlageverkäufen in Höhe von 650 T€generiert und damit die ursprüngliche Planung von 250 T€ deutlich übertroffen. Die Nachfragenach Maschinen aus dem Modellbau sowie nach verschiedenen Ausstattungsgegenständenfiel höher aus als prognostiziert.
Nicht verwertbare oder wirtschaftlich nicht veräußerbare Vermögensgegenstände wurdenordnungsgemäß entsorgt bzw. verschrottet und im Wege entsprechenderSonderabschreibungen vollständig auf 0 € abgeschrieben.
Die Auflösung von Rückstellungen – insbesondere für Mitarbeiterboni, ausstehendeRechnungen sowie aufgrund niedriger ausgefallener Rückbaukosten – führte zu Erträgen inHöhe von insgesamt 1 Mio. €. Die Rückbaukosten beliefen sich auf 64 T€ und lagen damitunter dem ursprünglichen Planwert von 436 T€, da vereinbart wurde, dass ein Teil derNutzereinbauten im Gebäude verbleiben konnte.
Die höchsten Aufwendungen entfielen im Geschäftsjahr 2025 weiterhin auf diePersonalaufwendungen, die sich auf 4,1 Mio. € beliefen (Vorjahr: 11,8 Mio. €). DieRückstellungen für den Personalabbau waren überwiegend bereits im Geschäftsjahr 2023berücksichtigt worden. Im Berichtsjahr wurden zusätzliche Rückstellungen für weitereAbfindungen sowie für zukünftige Bonuszahlungen gebildet.
Der Personalbestand reduzierte sich von 98 Mitarbeitenden zu Jahresbeginn auf8 Mitarbeitende zum Jahresende. Der durchschnittliche Personalbestand betrug imGeschäftsjahr 2025 25 Mitarbeitende (Vorjahr: 94). Der Rückgang resultiert ausbetriebsbedingten Kündigungen sowie unterjährigen Austritten gemäß individueller undgesetzlicher Kündigungsfristen.
Die bezogenen Leistungen sanken im Vergleich zum Vorjahr von 1,5 Mio. € auf 0,5 Mio. €.Durch die Einstellung des operativen Geschäftsbetriebs entfielen sämtlicheprojektbezogenen Aufwendungen. Die weiterhin in Anspruch genommenen Fremdleistungenbetrafen im Wesentlichen Rechtsberatung, Reinigungs- und Werkschutzdienste sowieLeistungen der VW AG im Zusammenhang mit der anstehenden Verschmelzung.
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Finanzlage
Im Zuge der Gewinnabführung an die Volkswagen Group Beteiligungen GmbH beträgt dasEigenkapital unverändert 2,5 Mio. €.
Das Anlagevermögen wurde infolge der im Zusammenhang mit der Standortschließungvorgenommenen Sonderabschreibungen vollständig auf 0 € reduziert. Das Umlaufvermögenverringerte sich um 21,6 Mio. € auf 8,2 Mio. €. Die Reduzierung resultiert im Wesentlichenaus der Abnahme der Forderungen gegen die Gesellschafterin aufgrund der erfolgtenVerlustausgleiche für die Geschäftsjahre 2023 und 2024.
Die Bilanzsumme sank entsprechend von 30,1 Mio. € auf 8,3 Mio. €. Die Eigenkapitalquotestieg von 8 % auf 31 %.
Investitionen
2025 wurden keine Investitionen getätigt.
Liquidität
Der Zahlungsverkehr, das Liquiditätsmanagement sowie das Cash-Pooling werden zentralüber die Konzern-Treasury der VW AG abgewickelt.
Durch die der Gesellschaft von der Konzern-Treasury eingeräumten Kreditlinie in Höhe von20,2 Mio. € war die jederzeitige Zahlungsfähigkeit im Geschäftsjahr 2025 vollständiggewährleistet. Darüber hinaus besteht mit der VW AG eine langfristige Kreditlinie von5 Mio. € mit einer Kündigungsfrist von 18 Monaten, welche aufgrund der bestehendenkurzfristigen Kreditlinie nicht in Anspruch genommen werden musste.
Der In-House Cash Saldo entwickelte sich im Geschäftsjahr wie folgt:

per 01.01.2025 -8,4 Mio. €
per 31.03.2025 -4,1 Mio. €
per 30.06.2025 -11,8 Mio. €
per 30.09.2025 1,9 Mio. €
per 31.12.2025 1,5 Mio. €

Zusammengefasste Gesamtaussage zum Geschäftsverlauf
Das Geschäftsjahr 2025 schloss mit einem negativem Jahresergebnis vor Steuern in Höhevon 6,7 Mio. € ab und entwickelte sich damit insgesamt günstiger als ursprünglichprognostiziert. Der Geschäftsverlauf war maßgeblich durch die planmäßige Abwicklung derGesellschaft geprägt. Insbesondere höhere als erwartete Verwertungserlöse aus derVeräußerung von Anlagevermögen sowie geringere Rückbaukosten wirkten sich positiv aufdas Jahresergebnis aus. Gleichzeitig ergaben sich zusätzliche Aufwendungen aus denMaßnahmen zur Reduzierung des Personalbestands und zur Einstellung des operativen





Auftragsbedingungen, Haftung und Verwendungsvorbehalt
Wir, die EY GmbH & Co. KG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, haben unsere Prüfung
der vorliegenden Rechnungslegung im Auftrag der Gesellschaft vorgenommen.
Neben der gesetzlichen Funktion der Offenlegung (§ 325 HGB) in den Fällen
gesetzlicher Abschlussprüfungen richtet sich der Bestätigungsvermerk ausschließlich
an die Gesellschaft und wurde zu deren interner Verwendung erteilt, ohne dass er
weiteren Zwecken Dritter oder diesen als Entscheidungsgrundlage dienen soll. Das in
dem Bestätigungsvermerk zusammengefasste Ergebnis von freiwilligen Abschluss-
prüfungen ist somit nicht dazu bestimmt, Grundlage von Entscheidungen Dritter zu
sein, und nicht für andere als bestimmungsgemäße Zwecke zu verwenden.
Unserer Tätigkeit liegt unser Auftragsbestätigungsschreiben zur Prüfung der vor-
liegenden Rechnungslegung einschließlich der „Allgemeinen Auftragsbedingungen
für Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaften“ in der vom Institut der Wirtschaftsprüfer herausgegebenen Fassung vom
1. Januar 2024 zugrunde.
Klarstellend weisen wir darauf hin, dass wir Dritten gegenüber keine Verantwortung,
Haftung oder anderweitige Pflichten übernehmen, es sei denn, dass wir mit dem
Dritten eine anders lautende schriftliche Vereinbarung geschlossen hätten oder ein
solcher Haftungsausschluss unwirksam wäre.
Wir weisen ausdrücklich darauf hin, dass wir keine Aktualisierung des Bestätigungs-
vermerks hinsichtlich nach seiner Erteilung eintretender Ereignisse oder Umstände
vornehmen, sofern hierzu keine rechtliche Verpflichtung besteht.
Wer auch immer das in vorstehendem Bestätigungsvermerk zusammengefasste
Ergebnis unserer Tätigkeit zur Kenntnis nimmt, hat eigenverantwortlich zu ent-
scheiden, ob und in welcher Form er dieses Ergebnis für seine Zwecke nützlich und
tauglich erachtet und durch eigene Untersuchungshandlungen erweitert, verifiziert
oder aktualisiert.



1.	 Geltungsbereich
(1)	 Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 
(im Nachstehenden zusammenfassend „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und 
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Aufträge, soweit nicht etwas 
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend 
vorgeschrieben ist.
(2)	 Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder 
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit 
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten 
zu.

2.	 Umfang und Ausführung des Auftrags
(1)	 Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein  
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer 
übernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben 
der Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder 
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der 
Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrags sach-
verständiger Personen zu bedienen.
(2)	 Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei  
betriebswirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen Vereinbarung in 
Textform.
(3)	 Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3.	 Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
(1)	 Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer 
alle für die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung 
des Auftrags von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprüfer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2)	 Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen 
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüfer formulierten Erklärung in gesetzlicher Schriftform oder einer 
sonstigen vom Wirtschaftsprüfer bestimmten Form zu bestätigen.

4.	 Sicherung der Unabhängigkeit
(1)	 Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit 
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer 
des Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder 
Übernahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene 
Rechnung zu übernehmen.
(2)	 Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirt-
schaftsprüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf 
die die Unabhängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden 
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des 
Auftrags berechtigt.

5.	 Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung maßgebend. Entwürfe solcher Darstellungen sind 

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich 
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6.	 Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
(1)	 Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers  
(Arbeitsergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden 
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der 
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der 
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behördlichen Anordnung verpflichtet.
(2)	 Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und 
die Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7.	 Mängelbeseitigung
(1)	 Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. 
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der 
Nacherfüllung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann 
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, 
Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Inte- 
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt 
Nr. 9.
(2)	 Ein Nacherfüllungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, ver-
jähren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.
(3)	 Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten 
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom 
Wirtschaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers 
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8.	 Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, 
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von 
dieser Schweigepflicht entbindet.
(2)	 Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9.	 Haftung
(1)	 Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, 
insbesondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen 
Haftungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des 
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2)	 Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung 
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist der 
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehenden Vertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von 
Leben, Körper und Gesundheit sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht 
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begründen, gemäß § 54a Abs. 1  
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte 
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhältnis gegenüber dem 
Wirtschaftsprüfer geltend machen.

Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen, Wirtschaftsprüfer und  
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3)	 Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
(4)	 Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch bezüglich eines aus mehreren 
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne 
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder 
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche 
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in 
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall 
kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.
(5)	 Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnung der Ersatzleistung Klage 
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies 
gilt nicht für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers  
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen, bleibt unberührt.
(6)	 § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberührt.

10.	 Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
(1)	 Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist 
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im  
Lagebericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit 
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und 
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zulässig.
(2)	 Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.
(3)	 Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11.	 Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und 
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er 
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2)	 Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.
(3)	 Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkeiten:
a)	 Ausarbeitung und elektronische Übermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlich E-Bilanzen, für die Einkommensteuer, Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber 
vorzulegenden Jahresabschlüsse und sonstiger für die Besteuerung 
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise

b)	 Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c)	 Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 

unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden
d)	 Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 

Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e)	 Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 

unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die  
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4)	 Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein  
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert 
zu honorieren.

(5)	 Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer- 
beratervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in 
Textform vereinbart werden.
(6)	 Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kör-
perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen 
der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf 
Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für
a)	 die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 

dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,
b)	 die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der  

Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,
c)	 die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit  

Umwandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung,  
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, 
Liquidation und dergleichen und

d)	 die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7)	 Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob 
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen 
wahrgenommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung 
der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12.	 Elektronische Kommunikation
Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen 
stellt, wie etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den 
Wirtschaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13.	 Vergütung
(1)	 Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und 
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber 
haften als Gesamtschuldner.
(2)	 Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14.	 Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15.	 Anzuwendendes Recht
Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden  
Ansprüche gilt nur deutsches Recht.
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